Fall Nr. 2a – Nächtliches Herumgeistern

(…)
Abwandlung: B wusste nicht, dass M für F arbeitet, und vermietet daher bereitwillig dem F einen Energieemitter, damit dieser bei sich zuhause auf Geisterjagd gehen könne. Als B hört, dass M ein Angestellter des F ist, fürchtet er um seinen Emitter und kündigt den Mietvertrag. Da F nichts von sich hören lässt, entwendet B das Gerät des Nachts aus dem Haus des F. 

F will das Gerät wiederhaben.

Bearbeitervermerk: Vindikationsansprüche sind nicht zu prüfen.

Fall Nr. 2b – Adel verpflichtet

Seit unvordenklicher Zeit verwahrt die Familie von Schnakenpups kostbare Juwelen aus dem Hause Hohenzollern. In den Wirren des Krieges waren diese den von Schnakenpups abhanden gekommen, nun tauchen sie bei dem Sammler F auf. Alexander Freiherr von und zu verlangt Herausgabe.

Angrenzend an das Grundstück des Wasserschlosses derer von Schnakenpups (Gemeinde Schnakenpupshausen) befindet sich ein Gewerbegebiet. Hier befindet sich unter anderem die Firma „Atmos“, deren Schornsteine zwar ungiftige aber nicht ganz angenehm riechende Gase emittieren, die sich freilich im Rahmen gesetzlicher Grenzwerte und der ortsüblichen Nutzung bewegen. Leider lassen sich die Emissionen nicht ökonomisch vertretbar verhindern. Alexander von und zu reißt der Geduldsfaden, als jetzt auch noch P direkt an der Grenze zum Wasserschlossgrundstück einen „Club Chantal“ ins Leben ruft, der zwar nicht besonders intensiv frequentiert wird, aber unter Adelsverwandten zu einigen süffisanten Kommentaren Anlass gibt.

Der Freiherr verlangt Verhinderung der Emissionen und Einstellung des Betriebs des Clubs.

Lösungsansätze

Die Abwandlung.






E. Anspruch F gegen B auf Herausgabe der Falle

F könnte gegen B einen Anspruch auf Herausgabe der entwendeten Falle gemäß § 861 I haben.






1. Voraussetzungen des Anspruches

B entwendet die Falle des Nachts aus dem Haus des F, entzieht ihm mithin ohne dessen Willen, also im Wege verbotene Eigenmacht, den Besitz.

Soweit ist ein Anspruch des F gegen B gemäß § 861 I auf Herausgabe der entwendeten Falle gegeben.

2. Anspruch durchsetzbar?

Dem Anspruch des F könnte allerdings die Einrede dolo agit gemäß § 242 entgegenstehen.

Die Einrede dolo agit, qui petit, quod statim redditurus est verbietet.. ach, sprechen wir im Gutachten.

Das setzt voraus, dass F etwas fordert, was unmittelbar nach Aushändigung zurückzugewähren wäre.

F steht ein possessorischer Anspruch gemäß § 861 I gegen B zu, B steht seinerseits aufgrund der Kündigung des Mietvertrages ein Anspruch auf Herausgabe der Falle gemäß § 546 I zu. Soweit wären die Voraussetzungen für dolo agit gegeben.

Die Einrede kann jedoch nicht erhoben werden, wenn das Gesetz eine Situation, die ihren Voraussetzungen entspricht, ganz bewusst herbeiführen möchte. § 863 zeigt eindeutig, dass es gerade nicht petitorische Ansprüche im Kontext des Besitzschutzes berücksichtigt sehen will.

Somit steht dem Anspruch des F nicht die Einrede dolo agit gemäß § 242 entgegen.

F hat gegen B einen einredefreien Anspruch auf Herausgabe der entwendeten Falle gemäß § 861 I.

Ebenso geht § 1007 I durch, wenn ich das richtig sehe; nicht allerdings § 823, da kein Recht zum Besitz besteht.

Fall 2b.

Familie von Schnakenpups gibt in diesem Semester nur ein kurzes Gastspiel. (Kleiner Insiderwitz für Leute, die im letzten Sommersemester bei Herrn Hake SchuldR AT hatten.)






A. Anspruch A gegen F auf Herausgabe der Juwelen

I. Anspruch A gegen F gemäß § 1007 I

Anhaltspunkte für fehlenden guten Glauben des F bestehen nicht, A trägt insoweit die Beweislast, mithin hat A gegen F keinen Anspruch gemäß § 1007 I auf Herausgabe der Juwelen.

II. Anspruch A gegen F gemäß § 1007 II

A könnte jedoch gegen F einen Anspruch gemäß 
§ 1007 II auf Herausgabe der Juwelen haben.

Die Juwelen sind der Familie des A in den Kriegswirren abhanden gekommen, Anhaltspunkte für eine Eigentümerstellung des F bestehen nicht, ebenso wenig für Besitz des F an den Juwelen vor dem Zeitpunkt des letzten Besitzes bei der Familie des A.

Somit hat A gegen F einen Anspruch gemäß § 1007 II auf Herausgabe der Juwelen.

Ziemlich langweilige Vorschriften, § 1007 I und II. Man verliert da nicht viele Worte drüber. Sie werden am Ende der Prüfung der Besitzschutzansprüche erwähnt, und das war’s dann auch. Der Ausschlussgrund des Abs. 3 gilt für beide Ansprüche.

But now for something completely different.

Der Eigentumsschutz. Das Eigentum ist das stärkste Recht, das Personen an Sachen haben können. Eine positive Definition findet sich im Gesetz nicht, in § 903 sind allerdings die Rechte des Eigentümers aufgezählt. Schranken des Eigentums finden sich in den folgenden Normen, namentlich im.. Na, fangen wir erst mal an.

B. Anspruch des A gegen Atmos auf Einstellung der Immissionen

A könnte gegen Atmos einen Anspruch gemäß 
§ 1004 I, II auf Einstellung bzw. Unterlassung der Immissionen haben.

1. Eigentumsbeeinträchtigung

Durch Immission unangenehm riechender Gase beeinträchtigt Atmos das Eigentum des A an seinem Grundstück anders als durch Entziehung bzw. Vorenthaltung.

Nach ganz h.M. braucht’s keine Befürchtung, dass weitere Emissionen kommen, wenn erste bereits aufgetreten sind. 

2. Duldungspflicht?

Gemäß § 1004 II ist der Anspruch auf Beseitigung bzw. Unterlassung ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist.

Die Grenzen des Eigentums bezüglich des Immissionsschutzes bestimmt u.a. § 906 I. Gemäß 
§ 906 I ist eine unwesentliche Beeinträchtigung hinzunehmen. Unwesentlich ist eine Beeinträchtigung gemäß § 906 I 2 in der Regel dann, wenn die in Gesetzen oder Rechtsverordnungen festgelegten Grenz- oder Richtwerte von den nach diesen Vorschriften ermittelten und bewerteten Einwirkungen nicht überschritten werden.

Die Immissionen, unter denen A leidet, bewegen sich im Rahmen gesetzlicher Grenzwerte, sind mithin eine unwesentliche Beeinträchtigung.

Somit ist A zur Duldung der Immissionen verpflichtet.

A hat gegen Atmos keinen Anspruch gemäß 
§ 1004 I, II auf Einstellung bzw. Unterlassung der Immissionen.

Zwei Bemerkungen:

1. § 1004 wird in Gesamtanalogie auf alle absoluten Rechte angewandt. Die Vorschrift wird Ihnen sogar noch im Verwaltungsrecht über den Weg laufen.

2. Beachten Sie § 906 II 2: Falls die Beeinträchtigung zwar wesentlich aber ortsüblich ist, kommt ein Ausgleich in Geld in Betracht.

Nun wird’s schlüpfrig.

C. Anspruch des A gegen P auf Einstellung des Clubbetriebs

A könnte gegen P einen Anspruch gemäß § 1004 I auf Einstellung des Betriebs von dessen Club haben.

Das setzt voraus, dass das Eigentum am Grundstück des A durch die Tätigkeit des P beeinträchtigt wird. Immissionen im klassischen Sinne, wie sie durch 
§ 906 I als die Zufügung unwägbarer Stoffe bestimmt werden, liegen durch den Betrieb eines Clubs auf dem Nachbargrundstück nicht vor; die von dem Betrieb ausgehenden Immissionen sind allenfalls ideeller Natur.

Ob sog. ideelle Immissionen als Eigentumsbeein-trächtigungen i.S.d. § 1004 I zu betrachten sind, ist nicht auf Anhieb klar.

Einer Ansicht zufolge stellen ideelle Immissionen mangels Verbringung von Materie – es wird nichts „zugeführt“ – keine Immissionen im Sinne des Eigentumsschutzrechtes dar.

Folgte man dieser Ansicht, wäre auf Seiten des A mangels Immission keine Eigentumsbeeinträchtigung festzustellen, der Betrieb des Clubs wäre zu dulden.

Nach anderer Ansicht ist auf ideelle Immissionen 
§ 906 analog anzuwenden. Folgte man dieser Ansicht, wäre zu prüfen, inwieweit der Betrieb eines Clubs in einem Gewerbegebiet, das an ein Wohngebiet grenzt, ‚ortsüblich’ ist.

Eine weitere Ansicht sieht in ideellen Immissionen eine potentielle Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Wählte man diesen Weg, wären die näheren Voraussetzungen einer Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts zu erörtern, um zu entscheiden, ob ein Unterlassungsanspruch besteht.

Tjoa. Wie Sie sich entscheiden ist wieder einmal egal. Die erste Sicht der Dinge ist die der Rechtsprechung. Erscheint mir plausibel, insbesondere mit Blick auf den ausgeprägten Schutz des Eigentums, den Bauplanungs- und Bauordnungsrecht gewähren.

